
22. Juli 2024

Klimaprotest in Bremen: Diskussion um
Polizeikosten und Wasserwerfer-Einsatz
Die Debatte über die Verantwortung von Klimaaktivisten
und die Einsatzkosten der Polizei gewinnt in Bremen an

Dynamik. Ein jüngster Vorfall, bei dem die Gruppe „Letzte
Generation“ eine zentrale Kreuzung blockierte, hat eine

Forderung der CDU angestoßen, die Demonstranten
finanziell zur Rechenschaft zu ziehen. Blockadeaktion zieht

Aufmerksamkeit auf sich Am Samstag blockierte die
Klimaschutzbewegung „Letzte Generation“ …

Die Debatte über die Verantwortung von Klimaaktivisten und die
Einsatzkosten der Polizei gewinnt in Bremen an Dynamik. Ein
jüngster Vorfall, bei dem die Gruppe „Letzte Generation“ eine
zentrale Kreuzung blockierte, hat eine Forderung der CDU
angestoßen, die Demonstranten finanziell zur Rechenschaft zu
ziehen.

Blockadeaktion zieht Aufmerksamkeit auf
sich

Am Samstag blockierte die Klimaschutzbewegung „Letzte
Generation“ während einer großangelegten Aktion die Kreuzung
Breitenweg/Herdentorsteinweg. Laut Angaben der Polizei
nahmen an dieser Demonstration über 300 Personen teil, die
den Verkehr für mehrere Stunden lahmlegten. Dieses Ereignis
war eine der größten ihrer Art, das Unterstützung aus
verschiedenen Teilen Deutschlands sammelte.

Politische Forderungen im Nachgang



In Folge der Blockade hat die Bremer CDU nun gefordert, einen
Gebührentatbestand einzuführen, der es ermöglicht, die Kosten
für Polizeieinsätze den Demonstranten aufzuerlegen. Wiebke
Winter, stellvertretende Fraktionsvorsitzende, äußerte: „Wir
brauchen endlich einen Gebührentatbestand, mit dem die
Kosten für Polizeieinsätze diesen Straftätern auferlegt werden
können.“ Diese Forderung zielt darauf ab, ein finanzielles Risiko
für zukünftige Blockaden zu schaffen.

Argumentation der Behörden

Der Bremer Senat unter Peter Bovenschulte hatte zuvor erklärt,
dass ein solcher Gebührentatbestand nicht notwendig sei, da die
„Letzte Generation“ nicht aktiv in Bremen sei. Die letzten
Aktionen scheinen jedoch diesen Standpunkt zu widerlegen. Die
Polizei verwies darauf, dass sie bei diesem Einsatz 140
Platzverweise erteilt, mehr als 130 Identitäten festgestellt und
60 Menschen vorübergehend in Gewahrsam genommen hatte.

Einsatz von Wasserwerfern als umstrittene
Maßnahme

Besondere Aufmerksamkeit erregte auch der Einsatz von
Wasserwerfern durch die Polizei zur Auflösung der
unangemeldeten Versammlung. Nach Aussage von Polizei-
Sprecher Nils Matthiesen sei dies eine verhältnismäßige
Maßnahme gewesen. Der Wasserwerfer, als eines der milderen
Hilfsmittel zur Durchsetzung von Platzverweisen, sollte die
Demonstranten dazu bewegen, die Straßen freiwillig
freizugeben.

Community im Fokus

Die Diskussion über die Einsatzkosten und die Verantwortung
von Demonstranten berührt auch die breitere Öffentlichkeit.
Kritiker fragen sich, ob es richtig ist, aufgeheizte politische
Debatten mit finanziellen Konsequenzen für die Zivilgesellschaft



zu verbinden. Diese Situation könnte das Verhältnis zwischen
Bürgeranliegen und staatlichen Interventionen in Zukunft noch
stärker belasten.

Schlussfolgerungen und Ausblick

Die Entwicklungen in Bremen spiegeln einen nationalen Trend
wider, bei dem Klimaschutzbewegungen und die staatliche
Reaktion darauf im Mittelpunkt stehen. Ob die CDU mit ihrer
Forderung Gehör findet und welche Auswirkungen dies auf
zukünftige Protestaktionen haben wird, bleibt abzuwarten. Die
Frage, inwiefern die Gesellschaft bereit ist, die Kosten für
politischen Aktivismus zu tragen, könnte in Zukunft noch
intensiver diskutiert werden.
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